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Die österreichische Integrationspolitik hat sich 1999/2000 einigermaßen drama-
tisch entwickelt. Die Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni 1999 brachten
noch einen Erfolg für die beiden Parteien der „Großen Koalition", der Sozialdemo-
kratischen Partei (SPÖ) und der konservativen Volkspartei (ÖVP) sowie eine Nie-
derlage für die Freiheitliche Partei (FPÖ) des Rechtspopulisten Jörg Haider.1 Die
Nationalratswahlen sahen hingegen einen Durchbruch für die FPÖ. Die sehr
schwierigen RegierungsVerhandlungen führten schließlich zur Bildung einer ÖVP-
FPÖ-Koalition, die scharfer Kritik von den übrigen vierzehn EU-Partnern ausge-
setzt war. Diese Konstellation bestimmte weitgehend die innen- und außenpoliti-
schen Elemente der österreichischen Integrationspolitik.

Die Nationalratswahlen vom 3. Oktober 1999

Der Wahlkampf zu den Nationalratswahlen war vorerst von sachpolitischen Aus-
einandersetzungen der beiden Regierungsparteien SPÖ und ÖVP geprägt. Dies er-
möglichte der FPÖ, eine „diffuse Veränderungsstimmung" aufzugreifen und ihr
öffentliches Erscheinungsbild durch einen neuen Spitzenkandidaten (den Industri-
ellen Thomas Prinzhorn; Parteiobmann Jörg Haider wollte Landeshauptmann von
Kärnten bleiben) zu modifizieren.2 In der ersten Septemberhälfte 1999 wurde durch
die Publikation von Umfrageergebnissen, welche die FPÖ mit erheblichem Vor-
sprang vor die ÖVP plazierten, der Wahlkampf deutlich verändert. Mit Ausnahme
des Ausländerthemas wurden sachpolitische Streitfragen zusehends in den Hinter-
grund gedrängt. Spekulationen über den Wahlausgang und mögliche Koalitionen
nach den Wahlen traten immer mehr in den Vordergrund.

Als Reaktion auf die neue Situation änderte vor allem die ÖVP ihre Wahlkampf-
strategie. ÖVP-Obmann Wolfgang Schüssel kündigte an, bei einem Abrutschen
seiner Partei auf den dritten Platz in Opposition zu gehen und trat damit in eine
direkte Konfrontation mit der FPÖ ein. Tatsächlich gelang es der ÖVP, einen deut-
lichen Anstieg an Zustimmung zu erzielen, ohne letztlich die FPÖ zu überholen.

Bei den Motiven für die Wahlentscheidung der FPÖ-Wähler (vgl. Tabelle; die
FPÖ erreichte einen Vorsprang von 415 Stimmen vor der ÖVP) waren der Wunsch
nach „frischem Wind" und Veränderung sowie die Ablehnung der Großen Koalition
die dominanten Themen. Es folgten die Ausländerpolitik, die Person Jörg Haiders
und diverse Politikvorhaben der FPÖ. Ideologische Begründungen für die Wahl der
FPÖ wurden nur von einem geringen Prozentsatz der FPÖ-Wähler angegeben.3
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Ergebnisse der Nationalratswahlen im Vergleich

Die Zahlen für die Nationalratswahlen
1995 erhalten auch die Ergebnisse der
Nachwahlen vom 13. Oktober 1996 in
zwei Gemeinden, durch welche die
ÖVP ein Mandat an die FPÖ verlor.
Nicht einbezogen ist der Wechsel eines
Abgeordneten des Liberalen Forums
(LIF) zur FPÖ und das Ausscheiden
eines FPÖ-Abgeordneten aus seinem
Klub („wilder Abgeordneter") wäh-
rend der Legislaturperiode 1995-1999.

Quelle: Österreichisches Innen-
ministerium.

Die Ablehnung der Bildung einer Koalition mit der FPÖ durch die SPÖ und der
„Oppositionsbeschluss" der ÖVP ließen kaum Spielraum für eine Regierungsbil-
dung.4 Bundespräsident Thomas Klestil ersuchte den SPÖ-Parteivorsitzenden und
amtierenden Bundeskanzler Viktor Klima vorerst, die Möglichkeiten zu sondieren.
Schließlich wurde Klima am 9. Dezember 1999 von Klestil formell mit der Regie-
rungsbildung beauftragt. Kurze Zeit später revidierte die ÖVP ihren Beschluss und
verhandelte mit der SPÖ über die Neuauflage einer Großen Koalition.

Trotz gravierender Meinungsunterschiede erzielten die Verhandlungsdelega-
tionen am 17. Januar 2000 eine Einigung über ein Regierungsprogramm. Im letzten
Moment ergaben sich jedoch zwei unüberbrückbar Streitpunkte: die Besetzung des
Finanzministeriums (die ÖVP lehnte eine Weiterbestellung des bisherigen SPÖ-
Finanzministers ab) und die Weigerung des Gewerkschaftsvertreters in der SPÖ-
Verhandlungsdelegation, das Koalitionsabkommen zu unterzeichnen. Schließlich
erklärte Viktor Klima am 21. Januar 2000 die Verhandlungen als gescheitert.

Daraufhin beauftragte der Bundespräsident Viktor Klima mit der Bildung einer
sozialdemokratischen Minderheitsregierung. Klima schloss bei seinen Bemühun-
gen die Unterstützung einer solchen Regierung durch die FPÖ nicht aus und traf am
24. Januar 2000 mit Jörg Haider erstmals zu einem Vier-Augen-Gespräch zusam-
men. Der FPÖ-Obmann gab jedoch keine Zustimmung zu einer SPÖ-Minder-
heitsregierung.

Am folgenden Tag begannen, ohne formellen Auftrag des Bundespräsidenten,
ÖVP und FPÖ mit Koalitionsverhandlungen. ÖVP-Parteiobmann Schüssel bestand
darauf, die Funktion des Bundeskanzlers zu übernehmen. Jörg Haider erklärte,
Landeshauptmann von Kärnten zu bleiben und keine Funktion in der Bundes-
regierung übernehmen zu wollen. Viktor Klima gab am 27. Januar 2000 offiziell
dem Bundespräsidenten das Scheitern seiner Bemühungen bekannt.

Schon am 2. Februar 2000 konnte Wolfgang Schüssel dem Bundespräsidenten
das Ergebnis der Verhandlungen mit der FPÖ vorlegen. Die ÖVP-FPÖ-Regierungs-
vereinbarung stützte sich in vielen Bereichen auf die Resultate der SPÖ-ÖVP-
Gespräche. Aus Medienberichten ging deutlich hervor, dass Bundespräsident
Klestil große Vorbehalte gegenüber der Bildung einer ÖVP-FPÖ-Koalition hatte.
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Am 3. Februar akzeptierte der Bundespräsident dennoch die Bildung der Koalition,
da sie über eine klare Mehrheit im Nationalrat verfügte.

Bundespräsident Klestil verpflichtete aber die beiden Parteiobleute Schüssel und
Haider, zur Unterzeichnung einer von ihm vorgelegten Deklaration (der
„Präambel" zum Programm der Koalition). Schüssel und Haider bekräftigen darin
die Achtung der demokratischen Grundwerte, die Unterstützung der europäischen
Einigung (einschließlich der EU-Osterweiterung), die Verantwortung für die
Vergangenheit sowie die Ablehnung von Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus
und Rassismus.5 Außerdem verweigerte Klestil die Angelobung von zwei FPÖ-
Regierungsmitgliedern, die sich „verbaler Entgleisung" bzw. die Affichierung von
fremdenfeindlichen Wahlplakaten zu verantworten hatten.

Die Reaktionen auf die ÖVP-FPÖ-Regierungsbildung

Der Grund der Befürchtungen und des Misstrauens gegenüber einer Beteiligung der
FPÖ an der Regierung durch den Bundespräsidenten Klestil lag auch in den inter-
nationalen Reaktionen. In weiten Kreisen der EU-Mitgliedstaaten und insbesonde-
re in den Medien wurde die FPÖ als „rechtsradikale", „faschistische" oder „neo-
nazistische" Partei angesehen.6 So bekundete am 27. Januar 2000 der französische
Staatspräsident Chirac seinem Amtskollegen Klestil in einem Telefongespräch
seine Besorgnis über die Einbindung der FPÖ in die Regierung. Auf der Holocaust-
Konferenz in Stockholm, die am 28. Januar 2000 zu Ende ging, besprach Bundes-
kanzler Klima auch die Situation in Österreich mit seinen sozialdemokratischen
Parteikollegen aus anderen europäischen Ländern.7 Schließlich erstellten die Staats-
und Regierungschefs der 14 EU-Staaten (ohne Österreich) über das Wochenende
29./30. Januar 2000 eine Erklärung, welche die portugiesische EU-Ratspräsident-
schaft am Montag, 31. Januar 2000, veröffentlichte. Darin wurden folgende Maß-
nahmen gegenüber Österreich „für den Fall der Bildung einer Regierung in Öster-
reich unter Einschluß der FPÖ" angekündigt:

- Die Regierungen von vierzehn Mitgliedstaaten werden bilaterale offizielle Kon-
takte auf politischer Ebene mit einer österreichischen Regierung unter Ein-
schluss der FPÖ weder akzeptieren noch fördern;

- eine Unterstützung für österreichische Kandidaten, die sich um Positionen in
internationalen Organisationen bewerben, wird es nicht geben;

- österreichische Botschafter werden in den Hauptstädten der EU lediglich auf
einer technischen Ebene empfangen.8

Am 3. Februar 2000 erklärte schließlich der portugiesische Ministerpräsident, dass
mit Bildung der ÖVP-FPÖ-Regierung diese drei Maßnahmen von den EU-14
umgesetzt werden.9 Sie hatten ihre „abschreckende" Wirkung verfehlt. Die eilige
Entscheidungsfindung und rasche Umsetzung der Maßnahmen führte in den nordi-
schen EU-Staaten zu Kritik der Parlamente (besonders von den Oppositions-
parteien), deren Ausschüsse vor der Beschlussfassung nicht (wie rechtlich vorgese-
hen) informiert wurden.

Die bilateralen „Maßnahmen" der vierzehn EU-Mitgliedstaaten waren vorder-
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gründig nur gegen die österreichische Regierung gedacht. Aber sehr rasch wurden
auch österreichische Staatsbürger davon betroffen. Beispielhaft sei dies an Belgien
aufgezeigt. Louis Michel, Außenminister und besonders aktiv beim Zustande-
kommen des Beschlusses der EU-14, meinte schon am 2. Februar: „Je recomman-
de aux Beiges de ne pas aller skier en Autriche. Je pense que ce n'est pas moral."10

Die Durchführung des kulturellen Arbeitsprogrammes 1997-2000 mit der franzö-
sischsprachigen Gemeinschaft Belgiens wurde anfangs Februar 2000 ausgesetzt
und im April 2000 nur teilweise wieder aufgenommen. Bei der Durchführung des
kulturellen Arbeitsprogramms mit Flandern 1997-2000 werden keine neuen Aktivi-
täten gesetzt.11 Die „Union des Taxis de Bruxelles" beschloss, keine Österreicher zu
befördern und niemanden zur oder von der österreichischen Botschaft in Brüssel zu
transportieren.12

Das österreichische Außenministerium erstellte Listen der die österreichische
Bevölkerung betreffenden Maßnahmen. Dabei stechen vor allem die Ausladung
von österreichischen Schülern und die Probleme der Teilnahme österreichischer
Forscher an (auch von der EU finanzierten) Forschungsprogrammen hervor. Ein
führender österreichischer Doping-Experte wird mit Begründung der Maßnahmen
der EU-14 im April 2000 als Vizepräsident der Anti-Monitoring-Group im Europa-
rat abgewählt.13 Die anfänglich befürchteten negativen Auswirkungen auf die öster-
reichische Wirtschaft, insbesondere den für Österreich wichtigen (Kongress-)
Tourismus, erwiesen sich dann als nicht so dramatisch.14

Bei den Treffen des EU-Rates kam es nach dem In-Kraft-Setzen der Maßnahmen
der EU-14 zu die österreichischen Vertreter „demütigenden" Aktionen: Kein
Händeschütteln mit den Österreichern; die Minister Belgiens und Frankreichs ver-
lassen den Saal, wenn österreichische Minister sprechen; Minister tragen Aufkleber
mit durchgestrichenem „Mascherl" (österreichischer Ausdruck für Fliege, i.e. Hin-
weis auf Bundeskanzler Schüssel, der aber später statt Fliegen Krawatten trägt);
kein Gruppenfoto mit den österreichischen Vertretern; usw.15 Diese kränkenden
Verhaltensweisen wurden später weitgehend eingestellt.

Auch innenpolitisch kam die neue Regierung anfänglich unter massiven Druck;
Demonstrationen begleiteten die Regierungsbildung. Am 19. Februar 2000 kam es
zu einer der größten Demonstrationen, die je in Wien abgehalten wurden, als (je
nach Quelle) 150.000 bis 300.000 Personen gegen die Regierungsbildung am
Heldenplatz demonstrierten. Am 28. Februar 2000 kündigte Jörg Haider überra-
schend den Rücktritt als Obmann der FPÖ an. Trotz gegenteiliger Aussage schien
der nationale und internationale Druck auf seine Person Wirkung gezeigt zu haben.
Haider wollte sich auf sein Amt als Landeshauptmann von Kärnten konzentrieren
und behielt sein Mandat im Auschuss der Regionen der EU. Als Nachfolgerin für
Haider wurde am Parteitag der FPÖ, 1. Mai 2000 in Klagenfurt, Vizekanzlerin
Susanne Riess-Passer gewählt. Tage zuvor wurde Alfred Gusenbauer zum neuen
Vorsitzenden der SPÖ gewählt.

Besonders problematisch für die österreichische EU-Politik erwies sich die viel-
fache Weigerung der EU-Partner, in bilateralen Kontakten mit Österreich Dossiers
zur Entscheidungsfindung vorzubereiten. Nachdem die österreichischen Vertreter
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alle diese Maßnahmen eine Zeit lang ohne großen Protest ertrugen, regt sich ab
Mitte März Widerstand. So forderte Finanzminister Karl-Heinz Grasser (FPÖ) am
13. März 2000 bilaterale Informationen durch Deutschlands Finanzminister Eichel,
bevor er der Nominierung von Horst Köhler zum Direktor des Internationalen
Währungsfonds zustimmen könnte.16 Als insbesondere am Europäischen Rat in
Lissabon, 23724. März 2000, die Bemühungen von Bundeskanzler Schüssel um
eine Beendigung der Maßnahmen der EU-14 nicht erfolgreich waren, änderte die
österreichische Bundesregierung ihre Strategie durch energischeres Auftreten und
deutlicheres Klagen gegen die „ungerechtfertigten Sanktionen".

Der Schwenk der österreichischen Regierung hatte auch innenpolitische Gründe.
Umfragen zeigten, dass die Österreicher die „Sanktionen" als ungerechtfertigt
ansahen und dafür wenig Verständnis aufbrachten. Die Mehrheit der Anhänger der
Regierungsparteien, aber auch der SPÖ lehnten diese Maßnahmen empört ab. Nur
bei den Grün-Wählern gab es eine erkennbare Mehrheit für die „Sanktionen". Mitte
Juni 2000 erklärten 45% der Österreicher, dass sich ihre Einstellung gegenüber der
EU verschlechtert und nur bei 2% verbessert habe (bei 51% ist sie gleichgeblieben).
Nur mehr 52% würden für einen EU-Beitritt stimmen (beim Referendum im Juni
1994 stimmten 66,6% für den Beitritt). 56% der Bevölkerung sprachen sich hinge-
gen für eine härtere Gangart der Regierung gegen die Union aus.17

„Was sagen Sie zu den Sanktionen der 14 Mitgliedstaaten der EU
gegen die ÖVP/FPÖ" (Prozentwerte)

Gesamt

SPÖ

FPÖ

ÖVP

Grüne

LIF

„ich bin darüber
empört"

66

53

84

82

40

42

„ich habe dafür
Verständnis"

24

37

5

10

49

43

„sie lassen mich
kalt"

7

7

10

6

6

0

weiß nicht/keine
Angabe

3

3

0

2

5

16

Quelle: Telefonum-
frage Nr. A38 der
Sozialwissenschaft-
lichen Studiengesell-
schaft, 17.-25.3.2000,
N=998.

Im Januar 2000, während der Regierungsverhandlungen zwischen SPÖ und
ÖVP, überholten die Freiheitlichen in Meinungsumfragen die ÖVP deutlich und
zogen mit der SPÖ gleich. Die ÖVP-FPÖ-Regierung veränderte die Anhänger-
schaft der Parteien erheblich; Anfang Juni 2000 präferierte auf die „Sonntagsfrage"
erstmals seit 14 Jahren wieder eine (relative) Mehrheit die ÖVP (32%), wohinge-
gen die SPÖ auf 30% absank, auf die FPÖ nur 23% entfielen, die Grünen auf 13%
anstiegen und das Liberale Forum nur 1% erhielt.18

Wegen der ÖVP-FPÖ-Regierungsbildung forderten christlich-soziale Parteien
aus Frankreich, Belgien und Italien den Ausschluss der ÖVP aus der Europäischen
Volkspartei (EVP). Daraufhin wurde mit Zustimmung der ÖVP ihre Mitgliedschaft
in der EVP suspendiert. Anfang Juni bestätigten die Mitglieder der eingesetzten
EVP-Untersuchungskommission, dass es in Österreich zu „keinen Beeinträchti-
gungen des demokratischen Systems" gekommen sei. Daraufhin wurde am 6. Juni
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2000 die ÖVP wieder zur vollen Mitarbeit in der EVP eingeladen.19

Unter den EU-14 Regierungen war die Findung eines Konsenses über die Been-
digung der „Sanktionen" schwieriger. Im Beschluss vom 31. Januar 2000 war
weder eine inhaltliche Begründung der Maßnahmen, noch eine Bedingung für
deren Beendigung vorgesehen. Die von manchen Staatsführern angegebene Voraus-
setzung für die Beendigung der Maßnahmen, nämlich das Ausscheiden der FPÖ aus
der Regierung oder gar der Sturz der gesamten Regierung,20 war kurz- und mittel-
fristig nicht zu erreichen. Im Gegenteil, die Maßnahmen hatten die Position der
Regierung in Wien gefestigt, trotzdem diese viele unpopuläre Maßnahmen zur
Sanierung des Bundeshaushaltes setzte.

Am 5. Mai 2000 beschloss die Bundesregierung einen „Aktionsplan" zur
Beendigung der EU-Sanktionen. Letzter der insgesamt 18 Punkte war die Durch-
führung einer Volksbefragung. Sie war für Herbst 2000 vorgesehen, falls die
„Sanktionen" nicht bis zum Ende der portugiesischen Präsidentschaft aufgehoben
werden.21 Auf dem Europäischen Rat in Feira wurde die Bereitschaft Österreichs,
von der Veto-Drohung bezüglich des Bankgeheimnisses abzugehen, als „quid pro
quo" für eine „Ausstiegsszenario" angesehen.22 Nach längerem Tauziehen einigten
sich die EU-14 am 27. Juni 2000 auf ein gemeinsames Papier. Darin wurde der
Präsident des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofes, der Schweizer Luzius
Wildhaber, ersucht, drei Persönlichkeiten zu ernennen, die Österreich vor allem im
„Hinblick auf die Rechte von Minderheiten, Flüchtlingen und Immigranten" und
die „Entwicklung des politischen Wesens der FPÖ" überprüfen sollte.23

Diese Vorgehensweise rief große Enttäuschung bei der Regierung hervor. Die
reichlich unbestimmten Begriffe im Papier, aber vor allem das Fehlen einer zeit-
lichen Vorgabe wurden scharf kritisiert. In seiner Antwort auf das Ersuchen der EU-
14 wies Präsident Wildhaber darauf hin, dass er den drei Persönlichkeiten empfeh-
len werde, „dass sie ihren Bericht so schnell wie überhaupt möglich abliefern sol-
len".24 Dies war aber der österreichischen Regierung zu wenig, Aussagen aus Paris
wurden dahingehend gedeutet, dass Frankreich bis zum Ende seiner Präsidentschaft
keine Maßnahmen zur Beendigung der „Sanktionen" setzen werde. Am 4. Juli 2000
beschloss die österreichische Bundesregierung, vor allem unter Druck der FPÖ und
ihres „einfachen Parteimitglieds" Jörg Haider, im Herbst 2000 eine Volksbefragung
durchzuführen, in der die österreichische Bevölkerung u.a. ihren Unmut über die
„Sanktionen" kundtun sollte. Der Zeitpunkt für die Volksbefragung (29. Oktober
bzw. 26. November 2000) wurde so gelegt, dass ein vorheriger „Ausstieg" aus den
Maßnahmen der EU-14 zumindest möglich erschien.

Weitere österreichische EU-Themen

Die Dramatik im Zusammenhang mit den EU-14 „Sanktionen" überschattete viele
andere Bereich der EU-Politik Österreichs. Der Europäische Gerichtshofs befand
im Urteil vom 28. Oktober 1999, dass Österreich bei der Vergabe von Aufträgen
zum Neubau des niederösterreichischen Landhauses gegen EG-Richtlinien versto-
ßen hat. Mit Urteil vom 9. März 2000 wurde die österreichische Getränkesteuer mit
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dem Gemeinschaftsrecht insoweit als nicht vereinbar angesehen, als davon alkoho-
lische Getränke betroffen sind. Dieses zweite Urteil bedingte schwierige Verhand-
lungen zur Findung einer Ersatzlösung, denn die Getränkesteuer war eine wichtige
Einnahmequelle für die österreichischen Gemeinden.

Schon seit Herbst 1999 stand Österreich unter Beobachtung der Kommission, da
bei einer Fortschreibung des bisherigen Budgets mit einem Anstieg der Defizit-
quote auf 2,6% des BIP für das Jahr 2000 gerechnet werden müsste und Österreich
damit Schlusslicht unter den Euro-Ländern werden würde.25 Die neue Bundes-
regierung begann daraufhin mit einem drastischen Sparprogramm, welches das
Defizit des Bundeshaushaltes bis 2003 auf Null reduzieren soll. Als eine der ersten
Maßnahmen wurde ein Beschluss zur Anhebung des in Österreich besonders nie-
drigen Pensionsalters gefasst.

Bezüglich der laufenden Regierungskonferenz besteht die österreichische
Bundesregierung darauf, daß jedes Land weiterhin mit einem Kommissar in der
EU-Verwaltung vertreten sein soll. Bei der Ausweitung der Mehrheitsentschei-
dungen im Rat ist Österreich offen, doch gibt es heikle politische Fragen, bei denen
es weiterhin eine Einstimmigkeit geben sollte. Dazu gehört die Besteuerung von
Kapitalerträgen, Bodennutzung, Wasserressourcen, die Wahl der Energieträger und
Fragen der Asyl- und Einwanderungspolitik.26
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